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(Nr. 4228.) Geſetz, betreffend die Befugniß der Glaͤubiger zur Anfechtung der Rechtshand⸗ ce e Agenda | 
lungen zahlungsunfaͤhiger Schuldner außerhalb des Konkurſes, für die Lanz „„ ee , 


destheile, in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Ges 
richts⸗Ordnung Geſetzeskraft haben. Vom 9. Mai 1855. 


Wee Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. a 25 
verordnen für diejenigen Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht und 
die Allgemeine Gerichts-Ordnung Geſetzeskraft haben, unter Zuſtimmung der 
Kammern, was folgt: i 
S 

Außer dem Falle des Konkurſes ſteht jedem Glaͤubiger, deſſen Forde⸗ 
rung vollſtreckbar iſt, die Befugniß zu, Rechtshandlungen ſeines Schuldners 
im Wege der Klage oder Einwendung nach Maaßgabe der folgenden naͤheren 
Beſtimmungen als unguͤltig anzufechten. e ee 


An. 93: m. e . 


esp. g, de. wd, A4, 
e g. 


H. 2. N 5 5 
Die Anfechtung ift nur zuläffig, wenn eine Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit 
des Schuldners anzunehmen iſt. 9225 


Eine Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit des Schuldners (F. 2.) iſt anzunehmen: 

1) wenn bei der von dem Glaͤubiger veranlaßten Auspfaͤndung keine Exe⸗ | 
kutionsgegenſtaͤnde, oder nur ſolche Gegenſtaͤnde vorgefunden worden find, | 
deren Unzulaͤnglichkeit ſich klar ergiebt, oder welche von dritten Perſonen 
in Anſpruch genommen werden; ſofern der Schuldner auf Befragen an⸗ 

derweite Gegenſtaͤnde nicht ſofort nachweiſt; i 

2) wenn der Schuldner ſich auf flüchtigen Fuß geſetzt hat oder ſich ver⸗ 
9 7 55 haͤlt, und deshalb die Vollſtreckung der Exekution nicht ſtattfin⸗ 
den kann; t 

3) wenn innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage, an welchem die auf 
die Anfechtung gerichtete Klage oder Einwendung angebracht worden iſt, 
eine Exekution gegen die Perſon oder in das Vermoͤgen des Schuld⸗ 
ners fruchtlos geweſen iſt. 25 1 : 

Jahrgang 1855. (Ir. 4228.) 98 Ein 


Ausgegeben zu Berlin den 16, Juni 1855, 
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Ein anderweiter Nachweis der Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit iſt durch 
vorſtehende Beſtimmungen nicht ausgeſchloſſen. 


H. 4. 

Werden bei der durch den Glaͤubiger veranlaßten Exekution Gegenſtaͤnde 
der Exekutionsvollſtreckung vorgefunden oder von dem Schuldner nachgewieſen, 
fo treten, bevor eine Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit angenommen werden kann, fol⸗ 
gende Beſtimmungen ein: er ' 

1) wenn liquide, fichere, zur Deckung der Schuld hinreichende und inner⸗ 
halb dreier Monate fällige Aktivforderungen in Beſchlag genommen find, 
fo muß der Gläubiger den Zahlungstermin abwarten 

2) wenn andere bewegliche Sachen, deren Unzulänglichkeit ſich nicht klar 
ergiebt, abgepfaͤndet find, fo muß der Gläubiger den öffentlichen Vers 

kauf derſelben bewirken laſſen; N 

3) wenn der Schuldner Grundſtuͤcke befikt, fo muß der Gläubiger entwe⸗ 
der deren Revenuen in Beſchlag nehmen, ſofern nicht klar erhellt, daß 
ſeine Befriedigung aus den Revenuͤen innerhalb Jahresfriſt nicht zu er⸗ 
langen ſei; oder er muß den gerichtlichen Verkauf der Grundſtuͤcke und 
die Vertheilung der Kaufgelder abwarten, inſofern nicht der Ausfall der 
Forderung klar zu uͤberſehen iſt; i 5 

4) wenn für die Forderung eine Sache als Pfand oder Hypothek beſtellt 
iſt, welche ſich nicht mehr im Eigenthum des Schuldners befindet, ſo 
muß der Glaͤubiger den gerichtlichen Verkauf derſelben und die Ver⸗ 
theilung der Kaufgelder abwarten, inſofern nicht der Ausfall der For⸗ 
derung klar zu uͤberſehen iſt. 8 


H. 5. 


Die nachſtehend bezeichneten Rechtshandlungen unterliegen der Anfech⸗ 
tung, inſofern ſie innerhalb zweier Jahre, vom Tage der Anbringung der auf 
die Anfechtung gerichteten Nlage oder Einwendung zuruͤckgerechnet, vorgenom⸗ 
men worden ſind: i 
1) Verträge, durch welche der Schuldner Gegenſtaͤnde ſeines Vermoͤgens 

auf Leibrenten gegeben hat; 

D freigebige Verfügungen des Schuldners, insbeſondere Schenkungen, Er⸗ 
bes⸗ oder Vermaͤchtniß⸗Entſagungen, ingleichen ſolche Verfuͤgungen, 
welche zwar unter laͤſtigem Titel vorgenommen, aber wegen des zwiſchen 
der Leiſtung des Schuldners und der Gegenleiſtung obwaltenden erheb⸗ 
lichen Mißverhaͤltniſſes als freigebige Verfuͤgungen des Schuldners zu 
erachten ſind; 0 a 

3) Veraͤußerungen unter einem laͤſtigen Titel, welche der Schuldner 
a) an feinen Ehegatten, vor oder nach geſchloſſener Ehe, oder 
b) an einen feiner eigenen nahen Verwandten, oder 

e)san einen nahen Verwandten feines Ehegatten, oder 

d) an den Ehegatten einer der unter b. und c. erwähnten Perſonen 

vorgenommen hat; ſofern der andere Theil nicht Umſtaͤnde nachweiſt, 

aus welchen zu entnehmen iſt, daß er zur Zeit der Veraͤußerung um 
a eine 
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eine Abſicht des Schuldners, ſeine Glaͤubiger durch die Veraͤußerung 
zu benachtheiligen, nicht gewußt hat. 

Unter nahen Verwandten werden verſtanden: die Verwandten in 
aufſteigender und abſteigender Linie, ſowie die vollbuͤrtigen und halbbür- 
tigen Geſchwiſter. f 


$. 6. 

Kann der Glaͤubiger ſchon vor der Vollſtreckbarkeit ſeiner Forderung, 
ſei es bei Anſtellung der Klage oder im Laufe des Prozeſſes gegen den Schuld⸗ 
ner, die Vermoͤgensunzulaͤnglichkeit deſſelben beſcheinigen und eine der vorſtehend 
(F. 5.) aufgefuͤhrten Rechtshandlungen bezeichnen, welche er kuͤnftig anzufech⸗ 
ten gedenkt, ſo hat auf ſeinen Antrag das Gericht dieſe Abſicht ſofort dem⸗ 
ü e zu machen, gegen welchen die Anfechtung kuͤnftig gerichtet wer⸗ 

en ſoll. 
Der Glaͤubiger erlangt durch eine ſolche Bekanntmachung das Recht, 
den zweijaͤhrigen Zeitraum, auf welchen die Anfechtung beſchraͤnkt iſt, ſchon 
von dem Tage der Zuſtellung der Bekanntmachung zuruͤckzurechnen. 


5 Se 7% 

0 Ohne Beſchraͤnkung auf einen beſtimmten Zeitrgum unterliegen der An⸗ 
e ö ; 
J) alle Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der, dem anderen Theile 

bekannten Abſicht vorgenommen hat, ſie nur zum Schein vorzunehmen, 
oder die Glaͤubiger auf andere Weiſe zu bevortheilen; 

2 die gegen den Schuldner ergangenen Entſcheidungen und Mandate, ſo⸗ 
wie die auf Grund ſolcher Titel vorgenommenen Rechtshandlungen, wenn 

dabei Umſtaͤnde zum Grunde liegen, bei welchen eine gleiche Abſicht 

(Nr. 1.) erhellt; 5 

3) die freigebigen Verfügungen ($. 5. Nr. 2.), welche der Schuldner zum 
Vortheil ſeines Ehegatten nach geſchloſſener Ehe vorgenommen hat; 

4) die Rechtshandlungen, durch welche der Schuldner ſeiner Ehefrau oder 
deren Rechtsnachfolgern, behufs Sicherſtellung oder Abfindung wegen 
des in ſeine Verwaltung gekommenen Vermoͤgens, in ſtehender Ehe ein 
Pfandrecht oder ein Hypothekenrecht beſtellt, oder auf irgend eine Weiſe 
Befriedigung gewaͤhrt hat, ohne daß ein Fall der geſetzlichen Verpflich⸗ 
tung zur Sicherſtellung der Ehefrau oder zur Herausgabe des Vermoͤ⸗ 
gens derſelben vorlag; ide 

5) Quittungen, Anerkenntniſſe oder Zugeftändniffe, welche der Schuldner 
feinem Ehegatten gegenüber, vor oder nach geſchloſſener Ehe, ausdruͤck⸗ 
lich oder ſtillſchweigend, insbeſondere im Kontumazialverfahren, abgege⸗ 
ben hat; ſofern nicht die Richtigkeit der Quittung, des Anerkenntniſſes 
oder Zugeſtaͤndniſſes, oder der im Kontumazialverfahren feſtgeſtellten Um⸗ 
ſtaͤnde anderweit nachgewieſen wird. Ä 


§. 8. 

Die Anfechtung einer Rechtshandlung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß derſelben ein vollſtreckbarer Vergleich oder ein anderer vollſtreckbarer Titel 
(F. 7. Nr. 2.) hinzugetreten iſt. Vielmehr iſt jeder einer anfechtbaren und fuͤr 

ir: 4228.) 58 s n⸗ 
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unguͤltig erklaͤrten Rechtshandlung hinzugetretene vollſtreckbare Titel, dem Glaͤu⸗ 
Ai gegenüber, unwirkſam, ohne daß es der beſonderen Anfechtung deſſel⸗ 
en bedarf. t N a ; 


eng. Ear R 
Die Anfechtung ift unftatthaft, wenn die Rechtshandlung ſchon vor der 
Entſtehung der Forderung des Glaͤubigers vorgenommen worden iſt und es 
ſich nicht um ein Scheingeſchaͤft handelt. 


i §. 10. 

Der Glaͤubiger verliert ſein Anfechtungsrecht, wenn er von demſelben 
nicht innerhalb des Zeitraums Gebrauch macht, in welchem ihm die Exekution 
gegen den Schuldner uͤberhaupt zuſteht. 

Wenn der Glaͤubiger dem Schuldner Zahlungsfriſt bewilligt und dies 
die Wirkung hat, daß die Friſt verlaͤngert wird, innerhalb welcher die Exeku⸗ 
tion zulaͤſſig iſt, ſo wird dadurch nicht zugleich der Zeitraum verlaͤngert, inner⸗ 
halb deſſen der Glaͤubiger von ſeinem Anfechtungsrechte Gebrauch machen kann. 5 

K. 11. 


Die Beſtimmungen wegen Anfechtung von Rechtshandlungen, welche 
vorſtehend in Anſehung des Schuldners ertheilt ſind, gelten auch von dem Er⸗ 


ben hinſichtlich der Rechtshandlungen, welche derſelbe ſeit dem Ableben des | 


Schuldners über den Nachlaß in Betreff dieſes letzteren vorgenommen hat. 


5 ; H. 12. 

Der Glaͤubiger iſt befugt, zu verlangen, daß dasjenige zuruͤckgewaͤhrt 
wird, was durch die unguͤltige Rechtshandlung von dem Schuldner aus ſeinem 
Vermögen oder von dem Erben aus dem Nachlaſſe (F. 11.) weggegeben oder 
veraͤußert worden iſt. 5 ö f 

Ebenſo kann, wenn die erfolgte Befriedigung eines anderen Glaͤubigers 
des Schuldners der Anfechtung unterliegt, der anfechtende Glaͤubiger verlan⸗ 
gen, daß der befriedigte Glaͤubiger das Empfangene zuruͤckgewaͤhrt. 

Bildet eine freigebige Verfuͤgung des Schuldners (F. 5. Nr. 2.) den 
Gegenſtand der Anfechtung, ſo kann das Ruͤckforderungsrecht, wenn nicht der 
Fall des H. 7. Nr. 1. vorliegt, nur inſoweit ausgeuͤbt werden, als der Erwerber 
5 Zeit der Anfechtung noch im Beſitz der durch die freigebige Verfuͤgung er⸗ 
langten Sache ſich befindet oder durch den aus derſelben geloͤſten Werth noch 
wirklich reicher iſt. 

Dasjenige, was in Folge der Anfechtung zuruͤckgewaͤhrt wird, iſt zur 
Befriedigung des anfechtenden Glaͤubigers zu verwenden. i 


H. 13. . 
Gegen Ruͤckgewaͤhr des Empfangenen ($. 12.) muß dem Erwerber feine 
etwanige Gegenleiſtung vollſtaͤndig erſtattet werden. Wenn jedoch dem Erwer⸗ 
ber bekannt war, daß der Schuldner die Rechtshandlung nur zum Schein oder 
in der Abſicht vorgenommen hat, die Glaͤubiger zu bevortheilen, ſo kann er 
ſich wegen Erſtattung der Gegenleiſtung nur an den Schuldner halten. 
2 Muß der Empfänger einer anfechtbaren Zahlung das Empfangene zu⸗ 
ruͤckgeben, ſo tritt ſeine Forderung an den Schuldner wieder in Kraft. 


7 * 
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Erfolgt die Anfechtung im Wege der Klage, ſo hat der Glaͤubiger ſo⸗ 
gleich in der Klage ſeinen Antrag darauf zu richten, was der Verklagte zu 
thun oder zu dulden fuͤr ſchuldig erkannt werden ſoll. 


* H. 15. 0 

Inwieweit der zur Ruͤckgewaͤhr Verpflichtete ſich wegen Forderungen, 
welche ihm gegen den Schuldner zustehen, ebenfalls an das halten kann, was 
er zuruͤckgewähren muß, iſt nach den allgemeinen Vorſchriften über das Prio⸗ 
ritaͤtsverfahren in der Exekutionsinſtanz (Titel 5. Abſchnitt 1. der Konkurs⸗ 
Ordnung) zu entſcheiden. 

$. 16. 

Gegen einen dritten Beſitzer der aus dem Vermoͤgen des Schuldners 
weggegebenen oder veräußerten Gegenſtaͤnde, oder der von dem Schuldner be⸗ 
ſtellten Pfandrechte oder Hypothekenrechte findet das in Beziehung auf den 
Vorbeſitzer zuläffige Anfechtungs- und Ruͤckforderungsrecht ſtatt: 

1) wenn der dritte Beſitzer zur Zeit ſeiner Erwerbung davon Kenntniß ge⸗ 
habt hat, daß die Rechtshandlung des Schuldners nur zum Schein oder 
in der Abſicht vorgenommen iſt, die Glaͤubiger zu bevortheilen; 

2 wenn der dritte Beſitzer der Ehegatte des Schuldners oder ein naher 
Verwandter oder Verſchwaͤgerter ($. 5. Nr. 3.) iſt, inſofern derſelbe 
nicht Thatſachen nachweiſt, aus welchen zu entnehmen iſt, daß er zur 
Zeit feiner Erwerbung von den Umftänden, welche das Recht zur An⸗ 
fechtung und Ruͤckforderung gegen den Vorbeſitzer begründen, keine Kennt⸗ 
niß gehabt hat; ö 2 

3) wenn der dritte Beſitzer die Sache durch eine freigebige Verfügung er- 
worben hat; jedoch unterliegt in dieſem Falle das Ruͤckforderungsrecht 
denſelben Beſchraͤnkungen, welche für den Fall der Anfechtung einer 
freigebigen Verfügung des Schuldners zu Gunſten des erſten Erwerbers 
feſtgeſetzt find (§. 12.). ö N i 

Gegen Erben findet das in Beziehung auf den Erblaſſer derſelben be⸗ 
gruͤndete Anfechtungs⸗ und Ruͤckforderungsrecht ohne die vorſtehenden Beſchraͤn⸗ 
kungen ſtatt. 3 


8 

Bei der Entſcheidung uͤber die Zulaͤſſigkeit einer Anfechtung bleiben die 
poſitiven Regeln uͤber die Wirkungen der Beweiſe außer Anwendung. Der 
erkennende Richter hat, unter Erwägung aller vorliegenden Umſtaͤnde und un⸗ 
ter genauer Pruͤfung aller beigebrachten Beweiſe, nach ſeiner freien, aus dem 
Inbegriff der ſtattgehabten Verhandlungen geſchöͤpften Ueberzeugung zu ent⸗ 
ſcheiden, ob ein angetretener Beweis als gefuͤhrt anzuſehen ſei oder nicht, oder 
ob es noch der Auferlegung eines nothwendigen Eides beduͤrfe. Insbeſondere 
bleibt auch dem Ermeſſen des Richters vorbehalten, ob und welches Gewicht 
dabei auf die im H. 7. unter Nr. 5. erwaͤhnten Quittungen, Anerkenntniſſe und 
Zugeſtaͤndniſſe gelegt werden kann. Der Richter muß die Gruͤnde, auf welchen 

ſeine Ueberzeugung beruht, in dem Urtheil vollſtaͤndig anführen. 
Jedoch behaͤlt es in Anſehung der Befugniß der Parteien zur Eides⸗ 
(Fr. 4223-4229.) i a zuſchie⸗ 


= | 
zuſchiebung, ſowie in Anſehung der Wirkungen der geſchehenen oder verweiger⸗ 
ten Ableiſtung zugeſchobener Eide bei den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
ſein Bewenden. i 


§. 18. 
Wird uͤber das Vermögen des Schuldners der Konkurs eroͤffnet, fo ge⸗ 
hen die Rechte, welche der Gläubiger aus dem gegenwärtigen Geſetze bereits 
erworben hat, auf die Glaͤubigerſchaft uͤber. 


$. 19. 
Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1855. in Kraft. 
Mit dieſem Zeitpunkte ſind alle entgegenſtehenden Beſtimmungen aufge⸗ 
hoben, namentlich das Geſetz vom 26. April 1835. uͤber Vertraͤge zahlungs⸗ 
N Schuldner zum Nachtheil ihrer Glaͤubiger (Geſetz- Sammlung 
+ . 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 
Gegeben Charlottenburg, den 9. Mai 1855. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


K i 5 v. alderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
1 bdelſchwingz or 5 j 5 ſchaftlichen Aagekegenbeten⸗ 
v. Manteuffel. 


(Nr. 4229.) Verordnung, betreffend die im Konkurſe und erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſe 
zu erhebenden Gerichtskoſten. Vom 4. Juni 1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen im Verfolg des Artikels XVIII. des Geſetzes uͤber die Einfuͤhrung 
der Konkurs⸗Ordnung in den Landestheilen, in welchen das Allgemeine Land⸗ 
recht und die Allgemeine Gerichts-Ordnung Geſetzeskraft haben, vom 8. Mai 
d. J., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 
5 Artikel J. 

Im Konkurſe und im erbſchaftlichen Liquidationsverfahren werden in den 
Faͤllen, in welchen die Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. zur Anwendung 
kommt, die Gerichtskoſten nach folgenden Saͤtzen erhoben: . 

A. im Konkurſe: 15 8 
1) fuͤr die Zuruͤckweiſung des Antrages auf Eroͤffnung des Konkurſes 
nach Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. (Geſetz⸗Samm⸗ 

lung S. 273.); 
2) für die den Betheiligten auf ihr Verlangen zuzuſtellenden Abſchriften 
des Beſchluſſes uͤber die Konkurseroͤffnung und über den Tag des 
Eintritts der Zahlungseinſtellung nach F. 63. des Gerichtskoſten⸗ 

Tarifs vom 10. Mai 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 632.); : 

R 3) für 
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3) für das Prozeßverfahren wegen Wiederaufhebung des Konkurſes oder 
anderweiter Beſtimmung des Tages der Zahlungs einſtellung nach 
H., 9. des Tarifs vom 10. Mai 1851. in den höheren Inſtanzen, 
wie im gewoͤhnlichen Prozeß; 

Anmerkung. Der Streitgegenſtand iſt in dieſen Faͤllen als un⸗ 
ſchaͤtzbar anzunehmen. 

4) fuͤr die Konſtituirung der Aktivmaſſe, einſchließlich der Depoſitalver⸗ 
waltung und der Eintragung des Vermerkes uͤber die Konkurseroͤff⸗ 
nung, ſowie deſſen Loͤſchung im Hypothekenbuche und einſchließlich 
der Diſtribution, jedoch ausſchließlich der beſonderen Koſten der Auk⸗ 
tion und Sequeſtration nach dem Betrage der Aktivmaſſe: 

a) von dem Betrage bis zu 1000 Rthlr. von je 10 Rthlr.: 15 Sgr., 

b) 24 900 Mehrbetrage bis 2000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
22 Rthlr., . 

c) Br 1 Mehrbetrage bis 20,000 Rthlr. von je 100 Rthlr.: 
1 t . 

d) von dem Mehrbetrage von je 100 Rthlr.: 15 Sgr.; 

5) fuͤr die Berufung der Konkursglaͤubiger und Pruͤfung der Anſpruͤche 
derſelben die Haͤlfte der vorſtehenden Saͤtze, ebenfalls nach dem Be⸗ 
trage der Aktivmaſſe; a 

6) wenn der Konkurs durch Akkord oder Vergleich aufgehoben wird, 
die Hälfte des Satzes Nr. 4. und der volle Satz Nr. 5,; 

Anmerkung. Bei der Ausmittelung des Betrages der Maſſe 
werden diejenigen Gegenſtaͤnde, welche bereits veräußert oder ein⸗ 
gezogen ſind, nach dem Betrage des Erloͤſes, die noch unveraͤu⸗ 
ßerten Gegenſtaͤnde nach dem Betrage des Taxwerthes berechnet. 
Von den vorhandenen Aktivforderungen kommen Kreditpapiere, 
Fonds und Effekten zu dem Tageskurſe am Tage der Feſtſetzung 
der Koſten, andere Außenſtaͤnde zu dem Nominalwerthe in An⸗ 
ſatz; uneinziehbare Forderungen werden außer Berechnung gelaſſen. 
Die zur Konkursmaſſe gehoͤrigen Immobilien ſind nur inſoweit 
in Betracht zu ziehen, als die Kaufgelder, nach Befriedigung der 
Realglaͤubiger, zur Maſſe fließen. » ö b 

7) fuͤr die nach Ablauf der beſtimmten Friſten erfolgte Anmeldung einer 
Forderung nach Artikel 5. A. des Geſetzes vom 9. Mai 1854., und 
ebenſo fuͤr die Pruͤfung derſelben, fuͤr Rechnung des Glaͤubigers; 

8) fuͤr das Verfahren in den hoͤheren Inſtanzen, wenn gegen das Er⸗ 
kenntniß uͤber die Beſtaͤtigung des Akkordes Rechtsmittel eingelegt 
ſind, wie im gewoͤhnlichen Prozeß; 8 

Anmerkung. Der Streitgegenſtand iſt in dieſen Faͤllen als un⸗ 
ſchaͤtzbar anzunehmen. Wird das Erkenntniß zweiter Inſtanz 
vernichtet, fo kommt in Anſehung des Koſtenpunktes der $. 17. 
der Verordnung vom 14. Dezember 1833. (Gefeh - Sammlung 
S. 302.) und der Artikel 2. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. 
zur Anwendung. f 

(Ir. 4229, 5 9) fuͤr 
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9) für die Feſtſtellung der ſtreitigen Forderungen der Konkursglaͤubiger, 
wie im gewöhnlichen Prozeß; i 
Anmerkung. Wird nur über das Vorrecht bei dem Konkurs⸗ 

gerichte geſtritten und entſchieden, ſo iſt der Streitgegenſtand, ſo⸗ 

fern die Forderung den Betrag von 60 Nthlen, überfteigt, als 

unſchaͤtzbar anzunehmen. f 

10) für das Verfahren auf Wiedereinſetzung des Gemeinſchuldners in 

den vorigen Stand, nach H. 9. des Tarifs vom 10. Mai 1851.; 

B. im erbſchaftlichen Liquidations verfahren: f 
für das ganze Verfahren der sub A. Nr. 4, beſtimmte S 
Anmerkung. Wenn vor Beendigung des erbſchaftlichen Liquida⸗ 
tionsverfahrens der Konkurs uͤber den Nachlaß eröffnet wird, 
fo kommen nur die unter A. beſtimmten Satze und daneben nicht 
noch die unter B. angeordneten Saͤtze in Anſatz. 
Artikel II. 

Außer den im Artikel I. beſtimmten Saͤtzen ſind die Nebenkoſten nach 

den Hh. 61. ff. des Tarifs vom 10. Mai 1851. und den Artikeln 20. und 21. 
des Geſetzes vom 9. Mai 1854. zu erheben. Auch iſt der in der Vorbemer⸗ 
kung III. zum Tarif vom 10. Mai 1851. angeordnete Zuſchlag von ſechs Sil⸗ 
bergroſchen zu jedem vollen Thaler des zu erhebenden Koſtenbetrages in Anſatz 


zu bringen. i 
Er = | Artikel III. 
Der $ 12. des Gerichtskoſten⸗Tarifs vom 10. Mai 1851. und der Ar⸗ 
tikel 13. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. werden, inſoweit die vorſtehenden 
Beſtimmungen zur Anwendung kommen, außer Kraft geſetzt. 
d Dagegen bewendet es in Anſehung des Koſtenanſatzes im Prioritaͤtsver⸗ 
fahren und in der Exekutionsinſtanz (Titel V. der Konkurs⸗Ordnung), ſowie 
im Verfahren uber die gerichtliche Zahlungsſtundung (Spezial⸗Moratorium) bei 
den beſtehenden Vorſchriften. 
Fiuͤr das Verfahren über die Bewilligung der Kompetenz ſind die Koſten 
nach $. 9. des Tarifs vom 10. Mai 1851. anzuſetzen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 1 
Gegeben Sansſouei, den 4. Juni 1855. = 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fur den Minifter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) ; 


